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Stefan Schlauß 

Internationales Kindschaftsrecht 
Aktuelle Entwicklungen bei den Aufgaben 
des Bundesamts für Justiz 

Das Bundesamt für Justiz (BfJ) in Bonn, das 2022 sein 15-jähriges Be-
stehen feiert, ist Anlaufstelle und Ansprechpartner im internationalen 
Rechtsverkehr. Als deutsche Zentrale Behörde im internationalen Kind-
schaftsrecht leistet es praktische Hilfestellung bei grenzüberschreitenden 
Konfliktfällen. Seit der Errichtung im Jahr 2007 hat das BfJ eine große 
Anzahl an neuen Aufgaben dazugewonnen; dies ging einher mit einer 
Verdreifachung des Personals. Der Bereich des internationalen Kind-
schaftsrechts war von Anfang an ein wichtiger Teil des breiten Aufgaben-
spektrums des BfJ. Die Aufgabenwahrnehmung auf Ebene der Zentralen 
Behörden hat sich international bewährt – auch und gerade in der Phase 
der Covid-19-Pandemie. Die neue Brüssel-IIb-VO, die ab dem 1.8.2022 
zur Anwendung kommt, wird die grenzüberschreitende Kommunikation 
in ihrem Anwendungsbereich noch stärker über die Zentralen Behörden 
kanalisieren. Gleichzeitig hat die Praxis erste Erfahrungen mit den Ände-
rungen gesammelt, die mit dem zum 1.4.2021 in Kraft getretenen Adop-
tionshilfe-Gesetz verbunden sind. Der nachfolgende Beitrag versteht sich 
als Fortsetzung zu den Vorjahresberichten in der ZKJ (zuletzt ZKJ 2021, 
219 ff.) und gibt einen Überblick über aktuelle Entwicklungen. 

I. Internationales Sorgerecht 

Ab dem 1.8.2022 werden die neuen Regelun-
gen der Brüssel-IIb-VO1 zur Anwendung kom-
men und damit die bisherige Brüssel-IIa-VO2 

ablösen und für eine wesentliche Neugestal-
tung auf dem Gebiet des internationalen Famili-
enrechts sorgen.3 Die grenzüberschreitende 
Kommunikation in internationalen Kindschafts-
konflikten wird noch weitgehender als bislang 
über die Zentralen Behörden kanalisiert.4 Auf 
das BfJ als deutsche Zentrale Behörde5 kommen 
damit erweiterte Aufgaben zu. Es bleibt dabei, 
dass die Brüssel-IIb-VO im Bereich der interna-
tionalen Kindesentführung das Haager Kindes-
entführungsübereinkommen von 1980 (HKÜ)6 

innerhalb der EU ergänzt. Danach unterstützt 
das BfJ insbesondere die Rückführung entführ-
ter oder unrechtmäßig zurückgehaltener Kin-
der. Ziel des HKÜ ist es, das Kind so schnell wie 
möglich in den Staat des bisherigen gewöhnli-
chen Aufenthalts zurückzuführen. Wird ein 
Kind in einen anderen Vertragsstaat entführt, 
so kann der hier zurückgelassene Elternteil sich 
mit dem Antrag an das BfJ wenden, ihn bei der 
Rückführung des Kindes zu unterstützen.7 Um-
gekehrt gilt das BfJ als bevollmächtigt, für An-

Stefan Schlauß ist Leiter der Abteilung für Internationa- tragstellende aus anderen Vertragsstaaten in 
les Zivilrecht im BfJ. Der Beitrag gibt die persönlichen Deutschland – selbst oder durch unterbevoll-
Ansichten des Verfassers wieder. mächtigte Vertreter – gerichtlich und außerge-
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richtlich tätig zu werden.8 Nach den Regelun-
gen der VO können daneben Entscheidungen 
auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung 
anerkannt und vollstreckt werden. Weiter wird 
die Zusammenarbeit der Zentralen Behörden 
auch bei der grenzüberschreitenden Einholung 
von Berichten über die soziale Lage eines Kin-
des, bei Kinderschutzmaßnahmen sowie bei 
der grenzüberschreitenden Unterbringung von 
Minderjährigen geregelt. Die VO gehen in ih-
rem Anwendungsbereich dem Haager Kinder-
schutzübereinkommen von 1996 (KSÜ)9 vor. 
Letzteres gilt u.a. im Verhältnis zur Ukraine und 
hat damit derzeit im Hinblick auf die infolge des 
Krieges Geflüchteten eine traurige „Bewäh-
rungsprobe“ zu bestehen. 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 

Die Anzahl der Vorgänge nach dem HKÜ im 
BfJ in 2021 beläuft sich auf rund 400 neu ein-
gegangene Fälle.10 Mit gewissen Schwankun-
gen handelt es sich um einen über die Jahre 
vergleichsweise konstanten Wert. Wichtigste 
HKÜ-Partnerstaaten sind nach wie vor die 

1 VO (EU) 2019/1111 über die Zuständigkeit, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung und über internationale 
Kindesentführungen, ABl. 2019 L 178, 1. 

2 VO (EG) Nr. 2201/2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung, ABl. EU L 338, 1. 

3 Siehe zur Revision Schlauß, ZKJ 2019, 255, 258; Erb-
Klünemann/Niethammer-Jürgens, FamRB 2019, 454; 
Schulz, FamRZ 2020, 1141. Die Neuregelungen wer-
den Gegenstand vieler Konferenzen in 2022 sein, u.a. 
auch der durch das BfJ organisierten HKÜ-Richterta-
gungen, Informationsveranstaltungen für Jugend-
ämter sowie der deutschen zentralen Veranstaltung 
zum Europäischen Tag der Justiz am 28./29.9.2022 
in Nürnberg. 

4 Zupan/Höhn/Kluth, YPIL 2020/2021, 183. 
5 www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 
6 Haager Übereinkommen vom 25.10.1980 über die 

zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent-
führung, BGBl. II 1990, 206, 207. 

7 Kontaktdaten, Informationen und Antragsformulare 
unter www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 

8 Für die Antragstellung aus dem Ausland hat das BfJ 
ein gesondertes Merkblatt erstellt, das in verschie-
denen Sprachen unter www.bundesjustizamt.de/ 
sorgerecht bzw. www.bundesjustizamt.de/custody-
conflicts abrufbar ist. 

9 Haager Übereinkommen vom 19.10.1996 über die 
internationale Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verant-
wortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kin-
dern, BGBl. II 2009, 602. 

10 Insbesondere für Kindesentführungen im Verhältnis 
zu Nicht-Vertragsstaaten des HKÜ sowie für Situa-
tionen im Vorfeld oder im Nachgang von gericht-
lichen Rückführungsverfahren steht daneben das 
Angebot der Zentralen Anlaufstelle für grenzüber-
schreitende Kindschaftskonflikte und Mediation zur 
Verfügung, www.zank.de. 
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Türkei und Polen, gefolgt von Frankreich und 
den USA. Bei aus dem Ausland eingehenden 
Ersuchen steht Polen an erster Stelle, bei ins 
Ausland ausgehenden Verfahren die Türkei.11 

Bei im Jahr 2020 aus dem Ausland eingegan-
genen Rückführungsverfahren, die bei deut-
schen Gerichten anhängig gemacht und bis 
Ende 2021 erledigt wurden, erfolgten in 
deutlich mehr als der Hälfte Rückführungs-
anordnungen oder Einigungen vor Gericht. 
Die Anzahl der gerichtlichen Ablehnungsent-
scheidungen ist mit rund 29 % leicht an-
gestiegen, jedoch auf international vergleich-
barem Niveau. Die Zahl der gerichtlichen 
Rückführungsanordnungen ist mit 35 % der 
gerichtlichen Erledigungen leicht gesunken. 
Insgesamt zeigt sich die deutsche Praxis im 
internationalen Vergleich weiterhin gut auf-
gestellt.12 

Daneben wurde das BfJ als Zentrale Behörde 
nach Art. 55 und 56 Brüssel-IIa-VO tätig. Die 
Anzahl neuer Verfahren im BfJ nach der Brüs-
sel-IIa-VO ist mit 721 weiter angestiegen. 
Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um 
die grenzüberschreitende Einholung von Be-
richten über die soziale Lage eines Kindes 
und Gefährdungsmitteilungen (564 Verfah-
ren, 361 eingehend, 203 ausgehend) sowie 
um die grenzüberschreitende Unterbringung 
von Minderjährigen in Heimen und Pflegefa-
milien im Ausland (135 Verfahren, 34 einge-
hend und 101 ausgehend). 

2. Praxis in Zeiten der Pandemie 

Im Hinblick auf die besondere Sensibilität der 
Einzelfälle bei grenzüberschreitenden Kindes-
entführungen und die politische Bedeutung, 
die diese Fälle teils erlangen können, hat das 
BfJ die Handlungsfähigkeit und Ansprechbar-
keit auch im zweiten Jahr der Corona-Pande-
mie jederzeit uneingeschränkt aufrechter-
halten. Auch bei den deutschen Gerichten 
wurden die HKÜ-Vorgänge weiterhin als Eil-
verfahren prioritär behandelt. Trotz pande-
miebedingter Einschränkungen konnten mit 
gesteigertem Aufwand gerichtliche Anhörun-
gen durchgeführt und beschlossene Kindes-
rückführungen vollstreckt werden. 

Soweit in Rückführungsverfahren der Einwand 
erhoben wird, die Rückkehr in den Heimat-
staat bedeute wegen der dortigen Corona-Si-
tuation eine schwerwiegende Gefahr i.S.d. 
Art. 13 Abs. 1 lit. b HKÜ, hat die überwiegen-
de Rechtsprechung dies mit Hinweis auf eine 
nicht konkrete Gefährdung zurückgewiesen.13 

So hat etwa das OLG Düsseldorf14 entschie-
den, dass die Corona-Pandemie der Rückfüh-
rung des Kindes von Deutschland nach Frank-
reich nicht gem. Art. 13 Abs. 1 lit. b HKÜ 
entgegensteht, da keine schwerwiegende Ge-
fahr eines körperlichen oder seelischen Scha-
dens drohe. Die Auswirkungen der Corona-
Pandemie stellten keine konkrete Gefahr für 
das Kind dar, es handle sich vielmehr um ein 

abstraktes Gesundheitsrisiko. Selbst wenn man 
von einer konkreten Gefährdung für das Kind 
ausginge, sei das Zurückhalten des Kindes in 
Deutschland nicht geeignet, diese Gefahr ab-
zuwenden. Denn das Infektionsgeschehen 
entwickle sich in beiden Staaten ähnlich. Mit 
selbiger Begründung verneint das OLG auch 
eine unzumutbare Lage für das Kind. 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die 
grenzüberschreitenden Kindesentführungsfälle 
durch die beteiligten deutschen Stellen trotz der 
pandemiebedingten Umstände und Schwierig-
keiten prioritär und weiterhin zügig durch-
geführt wurden. Demgegenüber waren im 
Ausland die Einschränkungen teilweise immer 
noch spürbar. Zentrale Behörden waren teils 
nur eingeschränkt erreichbar, auch die Termi-
nierung der Verfahren hat sich an manchen 
Gerichten im Ausland verzögert. Teils war auch 
die Vollstreckung eingeschränkt.15 

3. Aktuelle Rechtsprechung 
In einer mit Spannung erwarteten Entschei-
dung hat sich der EuGH16 zu der Frage geäu-
ßert, ob es in Ehesachen mehr als einen ge-
wöhnlichen Aufenthalt i.S.d. Art 3 Abs. 1 lit. a 
Brüssel-IIa-VO geben kann. Aus dem Sachver-
halt ergab sich, dass einer der Ehegatten sein 
Leben in zwei Mitgliedstaaten, Frankreich und 
Irland, in vergleichbarem Umfang verbrachte. 
Der Gerichtshof verneint im Ergebnis die Frage 
und stellt fest, dass es nur einen gewöhnlichen 
Aufenthalt geben könne. Ein Ehegatte, der 
sein Leben in zwei Mitgliedstaaten verbringt, 
kann danach seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nur in einem dieser Mitgliedstaaten haben, so-
dass allein die Gerichte des Mitgliedstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet sich dieser gewöhnliche 
Aufenthalt befindet, für die Entscheidung über 
den Antrag auf Auflösung der Ehe nach Art. 3 
Abs. 1 lit. a Brüssel-IIa-VO zuständig sind. Ob 
diese Entscheidung ohne Weiteres auch auf 
Kindschaftssachen übertragen werden kann, 
bleibt abzuwarten. 

Im Rahmen eines weiteren Vorabentschei-
dungsverfahrens hatte der EuGH17 zu klären, 
ob Art. 10 Brüssel-IIa-VO (Zuständigkeit in 
Fällen von Kindesentführung) auch dann an-
wendbar ist, wenn das betroffene Kind zum 
Zeitpunkt der Stellung eines die elterliche 
Verantwortung betreffenden Antrages infol-
ge einer Entführung seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem Nicht-EU-Staat begrün-
det hat. Konkret ging es um die Frage, ob – 
noch unter dem Regime der Brüssel-IIa-VO – 
nach einer Kindesentziehung vom Vereinig-
ten Königreich nach Indien die Gerichte im 
Vereinigten Königreich weiterhin für Anträge 
betreffend die elterliche Verantwortung nach 
Art. 10 Brüssel-IIa-VO zuständig bleiben. Der 
EuGH verneint die Anwendbarkeit von Art. 
10 Brüssel-IIa-VO. Die Vorschrift sei nur auf 
Fälle innerhalb der Mitgliedstaaten der EU 
anwendbar. Im Ergebnis können Gerichte des 
Mitgliedstaates des vorherigen gewöhnlichen 

Aufenthaltes in Fällen, in denen ein Kind in 
einen Drittstaat entführt wurde, nicht die 
eigene Zuständigkeit für Entscheidungen be-
treffend die elterliche Verantwortung aus 
Art. 10 Brüssel-IIa-VO herleiten. Vielmehr 
bestimmt sich die Zuständigkeit nach den in 
dem Verhältnis der betreffenden Staaten be-
stehenden Übereinkommen und in Erman-
gelung solcher nach Art. 14 Brüssel-IIa-VO, 
der die Anwendbarkeit des nationalen Rechts 
vorsieht. 

Ein weiteres Verfahren vor dem EuGH betraf 
das Verhältnis von Rückführungsverfahren 
nach dem HKÜ zu Entscheidungen, die nach 
der Dublin-III-VO zur Regelung des Verfah-
ren bei Anträgen auf internationalen Schutz 
ergangen sind.18 Der Gerichtshof entschied, 
dass die Verbringung eines Kindes von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen ohne die Zu-
stimmung eines der Elternteile, aber in Aus-
führung einer Verbringungsentscheidung, die 
der erste Mitgliedstaat auf Grundlage der 
Dublin-III-VO getroffen hat, kein widerrecht-
liches Verbringen bzw. Zurückhalten i.S.v. 
Art. 2 Nr. 11 Brüssel-IIa-VO darstellt. Damit 
scheidet die Anwendbarkeit des HKÜ in den 
Fällen aus, in denen ein Elternteil, seinen Ver-
pflichtungen nach der Dublin-III-VO nach-
kommend, gegen den Willen des anderen 
Elternteils in einen anderen Mitgliedstaat ver-
zieht. 

Der EGMR19 hatte Gelegenheit, zu den Grün-
den für die Ablehnung der Rückgabe nach 
Art. 13 Abs. 1 lit. b HKÜ Stellung zu nehmen. 
In dem zugrunde liegenden Fall hatte die 
Mutter ihr Kind, das mit dem Vater im ukrai-
nischen Donezk wohnte, in die Russische Fö-
deration entführt. Der Kindesvater begehrte 
vor den russischen Gerichten erfolgreich die 
Rückführung seines Kindes in das Donezk-Ge-
biet. Der Einwand der Mutter, die Rückfüh-
rung sei wegen des seit 2014 fortwähren-
den bewaffneten Konflikts in Donezk mit der 
schwerwiegenden Gefahr eines Schadens für 
das Kind verbunden, wiesen die russischen 
Gerichte mit der Begründung zurück, gele-
gentliche militärische Aktionen in der Ukraine 

11 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 3 
(Internationales Sorgerecht), Tätigkeitsbericht 2021, 
www.bundesjustizamt.de/sorgerecht („Tätigkeits-
berichte“). 

12 Im Jahresbericht 2021 des U.S. Department of State 
wird Deutschland erneut ausdrücklich positiv erwähnt, 
https://travel.state.gov/content/childabduction/en/ 
legal/compliance.html. 

13 Vgl. Erb-Klünemann/Höhn, FamRB 2021, 37, 40. 
14 OLG Düsseldorf, 28.12.2020 – 1 UF 172/20, juris. 
15 Vgl. die Informationen zu den Auswirkungen der 

Covid-19-Maßnahmen auf die justizielle Zusam-
menarbeit in Zivilsachen im Europäischen Justizpor-
tal unter https://e-justice.europa.eu. 

16 EuGH, 25.11.2021 – C-28/20, juris. 
17 EuGH, 24.3.2021 – C-603/20 PPU, juris. 
18 EuGH, 2.8.2021 – C-262/21 PPU, juris. 
19 EGMR, 15.6.2021 – Nr. 17.665/17, juris. 
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brächten keine individuellen Gefahren für das 
Kind mit sich. Der EGMR sah hierin eine Ver-
letzung des Rechts des Kindes auf Achtung 
des Familienlebens aus Art. 8 EMRK. Die Ge-
richte müssten bei einem Antrag auf Rück-
gabe eines entführten Kindes nach dem HKÜ 
prüfen, ob am Ort des gewöhnlichen Aufent-
halts aufgrund eines dort herrschenden be-
waffneten Konflikts eine schwerwiegende Ge-
fahr eines Schadens für das Kind bestehe. 
Art. 8 EMRK verlange in solchen Fällen eine 
genaue Prüfung durch die innerstaatlichen 
Gerichte und eine eingehende und nachvoll-
ziehbare Begründung ihrer Entscheidungen. 
Die russischen Gerichte hätten das Vorliegen 
des Ausnahmetatbestands gem. Art. 13 Abs. 1 
lit. b HKÜ insbesondere hinsichtlich der Ernst-
haftigkeit der Sicherheitslage im Rückfüh-
rungsstaat, der Auswirkung der Sicherheits-
lage auf die Tochter und der Möglichkeiten, 
diese bei Rückführung vor etwaigen Gefahren 
zu schützen, nicht hinreichend überprüft. 

Mehrere OLG-Entscheidungen betrafen die 
Frage, wie nachträgliche Rückführungshinder-
nisse i.S.v. Art 13 HKÜ berücksichtigt werden 
können. Überwiegend werden Rückführungs-
hindernisse nach dem HKÜ, die nach Unan-
fechtbarkeit des Rückführungsbeschlusses ent-
standen sind, soweit beachtlich im Rahmen 
des Vollstreckungsverfahrens berücksichtigt. 
Das KG20 hat hierzu in einer aktuellen Ent-
scheidung ausgeführt, dass eine Aussetzung 
der Vollstreckung der Entscheidung, das ent-
führte Kind zurückzuführen, nur dann in Be-
tracht komme, wenn sich die Verhältnisse seit 
Erlass der Rückführungsentscheidung in einem 
solchen Ausmaß geändert haben, dass nun-
mehr in unvorhersehbarer Weise die Voraus-
setzungen nach Art. 13 Abs. 1 lit. b HKÜ vor-
liegen. Das OLG Hamm21 hat in Abweichung 
hierzu festgestellt, zur Berücksichtigung nach-
träglicher Rückführungshindernisse sei die Ein-
leitung eines Abänderungsverfahrens erforder-
lich. Denn das Vollstreckungsverfahren dürfe 
nicht von dem abweichen, was im Erkenntnis-
verfahren für Recht erkannt worden sei. 

4. Erweiterte Unterstützungs-
möglichkeiten durch BfJ nach 
der neuen Brüssel-IIb-VO 
Die Brüssel-IIb-VO wird ab dem 1.8.2022 in 
allen EU-Mitgliedstaaten (mit Ausnahme Dä-
nemarks) unmittelbar gelten.22 Zur Durchfüh-
rung ist das IntFamRVG überarbeitet wor-
den.23 Eine der Zielsetzungen der Reform ist 
die stärkere Kanalisierung der grenzüberschrei-
tenden Übermittlungswege über die Zentralen 
Behörden, um die internationale Zusammen-
arbeit weiter zu stärken.24 Hiervon profitieren 
Gerichte und Behörden sowie die Träger der 
elterlichen Verantwortung im Anwendungs-
bereich der VO. Die grenzüberschreitende 
Kommunikation zwischen Behörden in Verfah-
ren betreffend die elterliche Verantwortung 
läuft grundsätzlich nur noch über die Zentralen 

Behörden. Das betrifft insbesondere auch die 
grenzüberschreitende Kommunikation zwi-
schen Jugendämtern.25 

Für die Anwendbarkeit der neuen Vorschriften 
der Brüssel-IIb-VO kommt es auf den Zeit-
punkt der Einleitung des gerichtlichen Verfah-
rens an. Für Entscheidungen in vor dem Stich-
tag eingeleiteten gerichtlichen Verfahren bleibt 
gem. Art. 104 Abs. 1 i.V.m. Art. 100 Abs. 2 
Brüssel-IIb-VO die bisherige Fassung der Brüs-
sel-IIa-VO anwendbar. Gleiches gilt für vor 
dem Stichtag errichtete oder eingetragene öf-
fentliche Urkunden bzw. vollstreckbar gewor-
dene Vereinbarungen. Dies wird zur Folge ha-
ben, dass die beiden VO mit ihren jeweiligen 
Durchführungsbestimmungen im IntFamRVG 
über einen längeren Zeitraum nebeneinander 
anwendbar bleiben.26 

a) Wesentliche Aufgaben der Zentralen 
Behörden 

Die Zentralen Behörden arbeiten zusammen 
und fördern die Zusammenarbeit der zuständi-
gen Gerichte und Behörden ihrer Mitglied-
staaten, um die Ziele der VO zu verwirklichen. 
Die Art. 77 ff. der Brüssel-IIb-VO konkretisie-
ren die Aufgaben der ersuchten Zentralen Be-
hörden noch präziser als nach der alten Fas-
sung. Es gehören hierzu insbesondere: 

• die Unterstützung bei der Ermittlung des 
Aufenthaltsorts eines Kindes im Einklang 
mit den nationalen Rechtsvorschriften;27 

• die Erleichterung der Kommunikation zwi-
schen Gerichten, u.a. in Fällen der Übertra-
gung der Zuständigkeit an ein Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats (Art. 12, 13 Brüssel-
IIb-VO), bei einstweiligen Maßnahmen ein-
schließlich Schutzmaßnahmen (Art. 15 Brüs-
sel-IIb-VO) sowie Fragen der anderweitigen 
Rechtshängigkeit (Art. 20 Brüssel-IIb-VO); 

• die Erleichterung einer gütlichen Einigung 
zwischen den Trägern der elterlichen Ver-
antwortung im Wege der Mediation oder 
anderer Mittel der alternativen Streitbeile-
gung;28 

• die Bereitstellung von Informationen und Un-
terstützung gegenüber Trägern der elterli-
chen Verantwortung betreffend die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen, 
insbesondere über das Umgangsrecht oder 
die Rückgabe eines Kindes, erforderlichenfalls 
auch Informationen über Prozesskostenhilfe; 

• die Einholung und der Austausch von Infor-
mationen in Verfahren betreffend die elterli-
che Verantwortung (Art. 80 Brüssel-IIb-VO); 

• die Zurverfügungstellung von Informationen 
und Hilfen, die für die grenzüberschreitende 
Unterbringung von Kindern benötigt wer-
den (Art. 82 Brüssel-IIb-VO). 

Die Zentralen Behörden können zusätzlich 
auf das Europäische Justizielle Netz (EJN) für 
Zivil- und Handelssachen zurückgreifen, das 
2022 sein 20-jähriges Bestehen feiert. Das 
Netzwerk bietet den Rahmen für die prakti-
sche Unterstützung für Gerichte in Verfahren 
mit grenzüberschreitenden Bezügen.29 Es ver-
mittelt Kontakte, hilft unbürokratisch bei 
Problemen und stellt Informationen und Ar-
beitshilfen zur Verfügung, um die Gerichte im 
Einzelfall zu unterstützen. Deutsche Kontakt-
stelle auf Bundesebene ist das BfJ.30 Das 
Netz schließt auch die Verbindungsrichterin-
nen und -richter in den Mitgliedstaaten ein.31 

b) Zusammenarbeit in 
Kindesentführungsfällen 

In Verfahren nach dem HKÜ richtet sich die 
Unterstützung durch die Zentralen Behörden 
im Wesentlichen nach dem Haager Überein-
kommen selbst.32 Die Brüssel-IIb-VO trifft in-
soweit lediglich ergänzende Bestimmungen. 
Dazu gehört u.a. die Einführung einer neuen 
Fünf-Tages-Frist nach Art. 23 Abs. 2 Brüssel-
IIb-VO für die Erstbearbeitung durch die Zen-
tralen Behörde im ersuchten Mitgliedstaat. 
Binnen dieser Frist hat zumindest eine Emp-
fangsbestätigung zu erfolgen. Weiter ist 
über die ersten getroffenen oder zu treffen-
den Maßnahmen zu informieren. Die Arbeits-
abläufe im BfJ sind hierauf bereits eingestellt. 

Weiter können die Zentralen Behörden in den 
gerichtlichen Rückführungsverfahren verstärkt 

20 KG, 8.10.2021 – 16 UF 120/21, juris. 
21 OLG Hamm, 13.7.2021 – 11 UF 71/21, juris, mit 

Anmerkung Hüßtege, FamRZ 2021, 1990. 
22 Siehe im Einzelnen zur Brüssel-IIb-VO Schulz, 

FamRZ 2020, 1141; Erb-Klünemann/Niethammer-
Jürgens, FamRB 2019, 454. 

23 Gesetz zur Durchführung bestimmter Rechtsinstru-
mente auf dem Gebiet des internationalen Famili-
enrechts (Internationales Familienrechtsverfahrens-
gesetz – IntFamRVG), vom 26.1.2005, BGBl. I, 
S. 162, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 10.8.2021, BGBl. I, 3424. 

24 Schlauß, ZKJ 2019, 255, 260; Zupan/Höhn/Kluth, 
YIPL 2020/2021, 183. 

25 Hierzu wird das BfJ zusammen mit dem ISD Infor-
mationsveranstaltungen für Jugendämter in 2022 
anbieten. 

26 Schlauß, ZKJ 2021, 219, 224. 
27 § 7 IntFamRVG. 
28 Das BfJ kooperiert mit dem gemeinnützigen Verein 

MiKK e.V. Internationales Mediationszentrum für 

Familienkonflikte und Kindesentführung und unter-

stützt so die Durchführung von Mediationen. Bei Be-

dürftigkeit stellt das BfJ Haushaltsmittel zur Durch-

führung einer Mediation zur Verfügung. 
29 Siehe zum Europäischen Justizportal https://e-justice. 

europa.eu. 
30 www.bundesjustizamt.de/ejnzh. 
31 Siehe zum Richternetzwerk Menne, FamRB 2021, 

477; 2022, 37. 
32 Die Antragsformulare für Antragsteller könne auf 

der Internetseite des BfJ heruntergeladen werden: 
www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 
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zur Unterstützung einbezogen werden. In der 
Praxis betrifft dies oft Fragen der anderweiti-
gen Rechtshängigkeit (Art. 20 Brüssel-IIb-VO) 
sowie Fälle, in denen einstweilige Maßnahmen 
einschließlich Schutzmaßnahmen nach Art. 15 
Brüssel-IIb-VO zu ergreifen sind oder in denen 
nach einer Nichtrückführungsentscheidung im 
Rahmen des Art. 29 Brüssel-IIb-VO die Ent-
scheidung und weitere Unterlagen in den 
Ursprungsmitgliedstaat zu übermitteln sind. 
Durch die in Art. 10 Brüssel-IIb-VO erweiter-
ten Möglichkeiten, das HKÜ-Gericht mit wei-
teren Streitgegenständen über die Rückfüh-
rung hinaus zu befassen, werden auf das BfJ 
als Verfahrensbevollmächtigter der Antragstel-
ler zusätzliche Aufgaben zukommen. 

Nach § 38 Abs. 4 IntFamRVG kann das BfJ 
als deutsche Zentrale Behörde neu auch in 
solche inländischen HKÜ-Rückführungsver-
fahren einbezogen werden, in denen es man-
gels Beauftragung durch den zurückgelasse-
nen Elternteil nicht eingebunden ist. Die 
Norm soll dem BfJ eine Beteiligung auch in 
solchen Verfahren ermöglichen, die nicht 
durch das BfJ eingeleitet wurden. Zu diesem 
Zweck wird das BfJ von dem Gericht von der 
Einleitung des Verfahrens benachrichtigt und 
auf Antrag am Verfahren beteiligt. 

c) Unterstützung bei der Anerkennung 
und Vollstreckung 

Grundsätzlich obliegt die grenzüberschrei-
tende Durchsetzung einer Entscheidung den 
Trägern der elterlichen Verantwortung selbst. 
Diese müssen bei Bedarf einen Prozessbe-
vollmächtigten mit ihrer Vertretung und 
der Wahrnehmung der Einleitung des Voll-
streckungsverfahrens im Vollstreckungsmit-
gliedstaat beauftragen. Eines Vollstreckbar-
erklärungsverfahrens bedarf es nach der 
Brüssel-IIb-VO nicht mehr. Die die VO ergän-
zenden nationalen Vorschriften in Deutsch-
land sind infolge der Abschaffung des Exe-
quaturverfahrens und der damit verbundenen 
unmittelbaren Vollstreckungsmöglichkeit nun-
mehr im Wesentlichen in Abschnitt 7 des Int-
FamRVG zur Vollstreckung zu finden. Das BfJ 
stellt allgemeine Informationen über die zu-
ständigen Gerichte und das zu beachtende 
Verfahren zur Verfügung. Hilfreich sind viel-
fach Informationen über die Möglichkeiten, 
Verfahrens- bzw. Prozesskostenhilfe zu erlan-
gen. Erforderlichenfalls können die Zentralen 
Behörden auch bei der Aufenthaltsermittlung 
behilflich sein. Um den umfassenden Service 
des BfJ als Antragstellervertreter nach dem 
HKÜ in Anspruch nehmen zu können, emp-
fiehlt es sich in Kindesentführungsangelegen-
heiten, auch bei Vorhandensein eines Heraus-
gabetitels weiterhin den Weg über das HKÜ 
zu beschreiten. Praktisch relevant ist die neue 
Sechs-Wochen-Frist nach Art. 28 Abs. 2 Brüs-
sel-IIb-VO für das Vollstreckungsverfahren. 
Die Zentrale Behörde hat – neben der die 
Vollstreckung betreibenden Partei – das 

Recht, von der zuständigen Behörde eine An-
gabe der Gründe für eine Verzögerung zu 
verlangen. Dies stellt eine weitere Möglichkeit 
dar, die Träger der elterlichen Verantwortung 
bei der Vollstreckung zu unterstützen. 

d) Informationsaustausch 

Das BfJ als deutsche Zentrale Behörde arbei-
tet mit den anderen Zentralen Behörden zu-
sammen, um Informationen zu erheben und 
auszutauschen, die in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung von Belang sind. 
Zu diesem Zweck lässt es durch Einschaltung 
von anderen Stellen, insbesondere Jugend-
ämtern, u.a. Berichte über die Situation eines 
Kindes erstellen. Das BfJ unterstützt den In-
formationsaustausch innerhalb der EU kon-
kret insbesondere durch 

• die grenzüberschreitende Einholung von 
Berichten über die soziale Lage eines Kin-
des und seines Umfeldes, 

• die Meldung von Kindeswohlgefährdun-
gen, damit Schutzmaßnahmen zur Abwehr 
der Kindeswohlgefährdung getroffen wer-
den können, 

• den Austausch von Informationen zu lau-
fenden Verfahren oder das Kind betreffen-
de Entscheidungen (z.B. bei Fragen zur 
Neuregelung des Sorgerechts). 

Die Brüssel-IIb-VO regelt im Vergleich zur 
bisherigen Fassung ausdrücklich, dass die 
vorzulegenden Informationen nicht nur das 
Kind selbst, sondern insbesondere auch die 
Situation eines Elternteils, eines Verwandten 
oder einer anderen zur Betreuung geeigneten 
Person betreffen können (Art. 80 Abs. 1 lit. b 
Brüssel-IIb-VO). Der Umfang der Informatio-
nen wird damit erweitert. Dies sorgt für mehr 
Rechtsklarheit in der Praxis. 

Art. 78 Brüssel-IIb-VO führt eine erweiterte 
Übermittlung von Ersuchen über die Zentra-
len Behörden ein. Die grenzüberschreitende 
Kommunikation zwischen Behörden in Ver-
fahren betreffend die elterliche Verantwor-
tung läuft danach grundsätzlich nur noch 
über die Zentralen Behörden. Ausnahmen 
gelten für Gerichte, die stets unmittelbar 
kommunizieren können. Ebenso gelten Aus-
nahmen für dringende Fälle, wie etwa bei ei-
ner akuten Kindeswohlgefährdung. Für die 
Träger der elterlichen Verantwortung gilt 
weiterhin, dass diese die Hilfeleistungen der 
Zentralen Behörden als Service in Anspruch 
nehmen können, aber nicht müssen. Im Üb-
rigen gilt jedoch der Weg über die Zentralen 
Behörden. Das betrifft insbesondere auch die 
grenzüberschreitende Kommunikation zwi-
schen Jugendämtern. Das BfJ hat so auch 
Aufgaben übernommen, die bisher teils der 
Internationale Sozialdienst wahrgenommen 
hat.33 

e) Zusammenarbeit bei grenzüberschrei-
tenden Unterbringungen 

Die grenzüberschreitende Unterbringung von 
Kindern und Jugendlichen ist seit Jahren ein 
kontroverses Thema.34 Das betrifft auch das 
vorgeschriebene Konsultations- und Zustim-
mungsverfahren. § 38 Abs. 1 SGB VIII n.F. 
nimmt hierauf ausdrücklich Bezug und stellt 
klar, dass das Konsultations- und Zustimmungs-
verfahren Voraussetzung für eine grenzüber-
schreitende Unterbringung in einem anderen 
Mitgliedstaat der VO bzw. einen anderen Ver-
tragsstaat des KSÜ ist. 

Ob bei einer grenzüberschreitenden Unter-
bringung von Kindern und Jugendlichen die 
vorherige Zustimmung des aufnehmenden 
Staates erforderlich ist, richtete sich bisher im 
Rahmen der Brüssel-IIa-VO nach dem inner-
staatlichen Recht des Staates, in dem das 
Kind untergebracht werden soll. Dieser Ver-
weis auf das jeweilige nationale Recht hat 
sich nicht bewährt. Die Neufassung stellt da-
her für die Zustimmung nicht mehr auf das 
jeweilige nationale Recht ab, sondern regelt 
autonom das Erfordernis der vorherigen Zu-
stimmung, ohne die die Unterbringung nicht 
erfolgen darf.35 In einem Erwägungsgrund 
wird im Übrigen klargestellt, dass auch Un-
terbringungen aus erzieherischen Gründen, 
die mit Zustimmung oder auf Antrag der El-
tern oder des Kindes infolge eines Problem-
verhaltens des Kindes veranlasst werden, un-
ter die VO fallen. Das betrifft insbesondere 
auch die Maßnahmen der deutschen Jugend-
ämter nach den §§ 27 ff. SGB VIII. Emp-
fangs- und Übermittlungsstellen sind aus-
schließlich die Zentralen Behörden. Neu wird 
darüber hinaus ein Zeitfenster von drei Mo-
naten geregelt, binnen dessen das Ersuchen 
um Zustimmung beantwortet werden muss. 
Auch wenn bei ausbleibender Antwort nicht 
auf eine Zustimmung geschlossen werden 
kann, ist zu hoffen, dass dies zur Beschleuni-
gung beiträgt. 

In der Praxis ist es angesichts sehr unter-
schiedlicher Kinder- und Jugendhilfesysteme 
sowie pädagogischer Konzepte teilweise nicht 
einfach, die erforderliche Zustimmung aus 
dem Ausland zu erhalten. Dies ändert jedoch 
nichts an dem zwingenden Zustimmungs-
erfordernis. Ein Anspruch auf Zustimmung 
besteht nicht. Das BfJ setzt sich weiterhin da-
für ein, das Verständnis und die Akzeptanz 
für grenzüberschreitende Unterbringungen 
deutscher Kinder im Ausland zu fördern und 
die Zusammenarbeit im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens zu verbessern.36 

33 Siehe Pressemitteilung des BfJ vom 18.1.2022, 
www.bundesjustizamt.de. 

34 Schlauß, JAmt 2019, 494. 
35 Auch die Verlängerung einer Maßnahme darf erst 

nach vorheriger Zustimmung erfolgen. 
36 Schlauß, JAmt 2019, 494, 495. 
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Neu eingeführt wurde mit der Brüssel-IIb-VO 
eine Regelung, die den Zentralen Behörden 
die Möglichkeit eröffnet, sich in bislang rein 
nationale Unterbringungsverfahren anderer 
Mitgliedstaaten einzubringen. Nach Art. 82 
Abs. 3 Brüssel-IIb-VO kann den Gerichten 
oder Behörden anderer Mitgliedstaaten, die 
mit einer dortigen (inländischen) Unterbrin-
gungsmaßnahme befasst sind, mitgeteilt wer-
den, dass das betroffene Kind eine enge 
Bindung zum eigenen Staat habe, etwa auf-
grund von dort lebenden Elternteilen oder 
nahen Verwandten oder aufgrund der Staats-
angehörigkeit. Auf dieser Grundlage können 
dann weitere Erkundigungen und Maßnah-
men veranlasst sein. Auch wenn die interna-
tionale Zuständigkeit im Staat des gewöhnli-
chen Aufenthalts des Kindes nicht infrage 
gestellt wird und keine Verpflichtung besteht, 
das Kind in dem anderen Mitgliedstaat 
unterzubringen, bedeutet die Neuregelung 
doch eine erhebliche Ausweitung der grenz-
überschreitenden Kommunikation in diesen 
Fällen. 

II. Auslandsunterhalt 

Die grenzüberschreitende Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen ist angesichts un-
terschiedlicher Rechtsordnungen, Sprachbar-
rieren und der räumlichen Distanz nicht selten 
mit Herausforderungen verbunden – allerdings 
keine „mission impossible“.37 Zur Hilfestel-
lung in grenzüberschreitenden Unterhaltsfällen 
dient das vielfältige Unterstützungsangebot 
des BfJ als deutsche Zentrale Behörde im inter-
nationalen Unterhaltsrecht.38 Es unterstützt in 
Deutschland lebende unterhaltsberechtigte 
Kinder und Alleinerziehende sowie öffentliche 
Stellen, wie Jugendämter, in ihrer Funktion als 
Beistände oder Unterhaltsvorschusskassen bei 
der Geltendmachung von Unterhaltsansprü-
chen im Ausland.39 Umgekehrt treibt es auch 
die Unterhaltsansprüche im Ausland lebender 
Berechtigter in Deutschland bei. Das Service-
Angebot des BfJ ist kostenfrei. Unterhaltsgel-
der können damit ungeschmälert an das un-
terhaltsberechtigte Kind ausgezahlt werden. 
Gleichzeitig werden die öffentlichen Haushalte 
entlastet, indem Unterhaltsvorschuss- und So-
zialleistungen eingespart werden können bzw. 
im Fall erfolgter Leistungen Regress genom-
men werden kann. Das System der Zentralen 
Behörden hat sich gerade auch in Zeiten der 
Covid-19-Pandemie bewährt.40 Die grenz-
überschreitende Kommunikation blieb – wenn 
auch unter erschwerten Bedingungen – auf-
rechterhalten. Praktisch wichtigste Rechts-
grundlage im internationalen Unterhaltsrecht 
ist die EG-Unterhaltsverordnung (EG-Unt-
VO).41 Daneben gewinnt das Haager Unter-
haltsübereinkommen (HUÜ) von 2007 an Be-
deutung, das u.a. im Verhältnis zu den USA, 
dem Vereinigten Königreich, Norwegen und 
der Türkei Anwendung findet.42 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 

Im BfJ als deutscher Zentraler Behörde waren 
Ende 2021 rund 10.500 grenzüberschreiten-
de Unterhaltsvorgänge in Bearbeitung – mit 
über 14.000 antragstellenden Personen –, ei-
ne im Wesentlichen konstante Entwicklung.43 

Bei der Zahl der jährlichen Neueingänge ist 
entgegen den Jahren vor der Pandemie mit 
gut 1.800 Akten und rund 2.200 Antragstel-
lern keine weitere Steigerung, insbesondere 
bei den aus dem Ausland eingehenden An-
trägen, zu verzeichnen. Dies dürfte auf die 
weltweite Pandemie zurückzuführen sein. 

Rund 60 % der 2021 neu eingeleiteten Ver-
fahren sind Fälle, in denen sich die Unter-
haltsberechtigten im Ausland aufhalten und 
der Unterhalt in Deutschland geltend ge-
macht werden soll („eingehende Ersuchen“). 
Hierbei gehen die mit Abstand meisten Ersu-
chen nach wie vor aus Polen ein (36 %), ge-
folgt von Ersuchen aus Österreich (20 %) 
und der Schweiz (7 %). Bei etwa 40 % der in 
2021 neuen Verfahren handelte es sich um 
Fälle, in denen sich die Unterhaltsberechtig-
ten in Deutschland aufhalten und der Unter-
halt im Ausland geltend gemacht werden soll 
(„ausgehende Ersuchen“). Bei diesen aus-
gehenden Ersuchen sind die USA (rund 
26 %) weiterhin mit Abstand der bedeu-
tendste Kooperationspartner. Weitere wichti-
ge Partnerstaaten, in die vom BfJ besonders 
viele Ersuchen übermittelt werden, sind die 
Schweiz (13 %)44 und Österreich (9 %). Das 
Vereinigte Königreich ist – im ersten Jahr 
nach dem Ende des Übergangszeitraums 
nach dem Austritt aus der EU – nicht mehr 
unter den wichtigsten fünf Partnerländern für 
ausgehende Ersuchen. 

Im Bereich der Anfragen im Vorfeld förmli-
cher Anträge zur Ermittlung des Aufenthalts 
und der wirtschaftlichen Verhältnisse der un-
terhaltspflichtigen Person zeigt sich 2021 der 
ungebrochen hohe Bedarf an Informationen 
zur Vorbereitung und Durchführung grenz-
überschreitender Unterhaltsverfahren (über 
3.000 Anträge). Eine aktuelle und vollständi-
ge Adresse der unterhaltspflichtigen Person 
ist für eine Antragstellung in der Praxis nicht 
erforderlich. Es reicht grundsätzlich, wenn ge-
sicherte Erkenntnisse vorliegen, dass sich die 
unterhaltspflichtige Person in einem be-
stimmten Staat aufhält. Die genaue Anschrift 
kann dann im Rahmen der Bearbeitung des 
Antrags durch die beteiligten Behörden er-
mittelt werden. 

2. Aktuelle Rechtsprechung 

Der BGH45 hatte sich mit Anerkennungshin-
dernissen bei fiktiver Zustellung der verfah-
renseinleitenden Schriftstücke nach Art. 22 
lit. e Nr. i) HUÜ 2007 zu befassen. Er führte 
hierzu aus, es sei nicht auf die formal ord-
nungsgemäße Zustellung der Benachrichti-
gung vom Verfahren, sondern auf die tat-

sächliche Wahrung der Verteidigungsrechte 
abzustellen. Die Verteidigungsrechte gelten 
als gewahrt, wenn der Anspruchsgegner 
Kenntnis vom laufenden Gerichtsverfahren 
erlangt habe und deshalb seine Rechte gel-
tend machen konnte. Eine fiktive Zustellung 
sei grundsätzlich nicht ausreichend, jedoch 
stelle diese kein generelles Anerkennungshin-
dernis dar, da auch im grenzüberschreiten-
den Rechtsverkehr nicht derjenige begünstigt 
werden solle, der sich der Rechtsprechung im 
Ursprungsstaat durch Aufenthalt an einem 
unbekannten Ort entziehe. Stattdessen sei 
eine Abwägung der schützenswerten Inte-
ressen des Antragstellers und des Antragsgeg-
ners im Einzelfall vorzunehmen. Aufseiten des 
Anspruchsgegners sei zu berücksichtigen, ob 
er die Veranlassung einer fiktiven Zustellung 
an ihn zu vertreten habe. Gegebenenfalls 
müsse jedoch auch ein vorwerfbares Verhal-
ten des Anspruchsstellers berücksichtigt wer-
den. Art. 22 lit. e Nr. i) HUÜ 2007 sehe – an-
ders als Art. 24 lit. b EG-UntVO – keine 
Rechtsbehelfsobliegenheit des Schuldners vor. 

Weiter hatte der BGH46 über die Kostentra-
gungspflicht bei übereinstimmender Erledi-
gungserklärung des Verfahrens auf Vollstreck-
barerklärung eines ausländischen Unterhaltstitels 
zu entscheiden. Das Bezirksgericht in Florida 
hatte den Antragsgegner verpflichtet, an die 
Antragstellerin monatlichen Unterhalt zu zah-
len. Daraufhin beantragte die Antragstellerin 
die Vollstreckbarerklärung der Entscheidung in 
Deutschland. Nachdem das Berufungsgericht 
den Beschluss des Bezirksgerichts in Florida auf-

37 Vgl. Schelcher, JAmt 2021, 503 mit Erläuterungen, 
wie mit behördlicher Hilfe das Ziel erreicht wird. 

38 www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt; dane-
ben bietet das DIJuF Unterstützungsleistungen für 
seine Mitglieder an, www.dijuf.de. 

39 Siehe für Kontaktdaten, Broschüren, Merkblätter 
und Formulare www.bundesjustizamt.de/auslands-
unterhalt. 

40 Vgl. allgemein zur Corona-Krise und Unterhalt 
Borth, FamRZ 2020, 653 ff. 

41 VO (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18.12.2008 
über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen, 
ABl. EU 2009 L 7, 1. 

42 Haager Übereinkommen über die internationale Gel-
tendmachung der Unterhaltsansprüche von Kindern 
und anderen Familienangehörigen vom 23.11.2007, 
ABl. EU 2011 L 192, 51. 

43 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 4 
(Auslandsunterhalt), Tätigkeitsbericht 2021, www. 
bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt („Tätigkeits-
berichte“). 

44 Seit 2018 besteht im Verhältnis zur Schweiz die 
Möglichkeit der Geltendmachung durch staatliche 
Stellen aufgrund einer gesonderten gemeinsamen 
Verwaltungspraxis, s. www.bundesjustizamt.de/ 
auslandsunterhalt („Rückgriff in der Schweiz“). 

45 BGH, 9.6.2021 – XII ZB 416/19, juris, mit Anmer-
kungen Knöfel, FamRZ 2021, 1647; Streicher, 
FamRB 2021, 443. 

46 BGH, 31.3.2021 – XII ZB 102/20, juris, Anmerkung 
Streicher, FamRB 2021, 317. 
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gehoben hatte, erklärten die Antragstellerin und 
der Antragsgegner das Verfahren in der Haupt-
sache für erledigt. Der BGH entschied, dass 
die Antragstellerin die Kosten des Vollstreckbar-
erklärungsverfahrens zu tragen habe. Nach § 2 
AUG kämen die kostenrechtlichen Vorschriften 
des FamFG zur Anwendung. Bei der Entschei-
dung über die Kostentragungspflicht nach bil-
ligem Ermessen gem.  §  243 FamFG  seien die  
Rechtsgedanken der entsprechenden Vorschrif-
ten der ZPO zugrunde zu legen. Vor allem sei 
§ 788 Abs. 3 ZPO zu beachten, wonach dem 
Schuldner die Kosten der Zwangsvollstreckung 
zu erstatten sind, wenn das Urteil, aus dem die 
Zwangsvollstreckung erfolgt, aufgehoben wird. 
Für das Vollstreckbarerklärungsverfahren be-
deute dies, dass dem Antragsgegner als Titel-
schuldner der ausländischen Entscheidung keine 
Kosten des Vollstreckbarerklärungsverfahrens zur 
Last fallen sollen, sofern dem Urteil, das für voll-
streckbar erklärt werden soll, durch das auslän-
dische Rechtsmittelgericht die Grundlage entzo-
gen werde. 

Das OLG Hamm47 hatte über die Vollstreck-
barkeit eines polnischen Unterhaltsvergleichs 
zu entscheiden. In dem polnischen Unter-
haltsvergleich war fälschlich die Mutter des 
Unterhaltsgläubigers, welche gesetzliche Ver-
treterin war, als Gläubigerin bezeichnet wor-
den. Das OLG entschied, dass eine Titel-
umschreibung nicht erforderlich sei, sondern 
im Tenor einer deutschen Vollstreckbarerklä-
rung der richtige Titelgläubiger im Wege der 
Klarstellung auszuweisen sei. Dies ergebe sich 
auch daraus, dass es sich hier ersichtlich nicht 
um eine gesetzliche Prozessstandschaft ge-
handelt habe, bei welcher der Elternteil den 
Titel im eigenen Namen für das Kind erstrit-
ten hätte, sondern um eine gesetzliche Ver-
tretung. Dabei griff das Gericht auch auf die 
ausgefüllten Formblätter aus dem Anhang II 
der EG-UntVO zurück. Der Vergleich entfalte 
auch über die Volljährigkeit des Antragstellers 
hinaus Wirkung. 

Das OLG Stuttgart48 hat eine praktisch relevan-
te Entscheidung zu Art. 3 lit. b EG-UntVO und 
§ 28 AUG getroffen. Bei dem Antragsteller 
handelte es sich um eine öffentliche Einrich-
tung, welche gegen den Anspruchsgegner An-
sprüche aus übergegangenem Recht gem. § 7 
UVG geltend machte. Das AG Stuttgart hatte 
sowohl an seiner internationalen als auch örtli-
chen Zuständigkeit nach § 28 AUG gezweifelt. 
Unter Verweis auf die EuGH-Entscheidung vom 
17.9.202049 bejahte das OLG die internationale 
Zuständigkeit deutscher Gerichte nach Art. 3 
lit. b EG-UntVO. Die übergegangenen Ansprü-
che können danach durch die Behörde im In-
land geltend gemacht werden.50 Auch die spe-
zialisierte Zuständigkeit nach § 28 AUG am Sitz 
des OLG hielt das Gericht unter Bezugnahme 
auf die EuGH-Entscheidung vom 18.12.201451 

für gegeben. Das Spannungsverhältnis zwischen 
Art. 3 lit. b EG-UntVO und § 28 AUG sei gem. 
der Rechtsprechung des EuGH durch eine Prü-

fung im Einzelfall aufzulösen. Eine spezialisierte 
Zuständigkeit, wie in § 28 AUG vorgesehen, 
sei grundsätzlich geeignet, zu einer effektiveren 
Durchsetzung von Unterhaltsforderungen in 
grenzüberschreitenden Situationen, einer Wah-
rung der Interessen der Unterhaltsberechtigten 
und zur Förderung einer ordnungsgemäßen 
Rechtspflege i.S.d. EuGH-Rechtsprechung bei-
zutragen. Aufgrund der höheren Sachkunde der 
Konzentrationsgerichte sei im Regelfall deren 
örtliche Zuständigkeit gem. § 28 Abs. 1 AUG 
begründet. Hiervon sei nur in besonders gela-
gerten Fällen abzuweichen. Auch bei An-
wendung des deutschen Rechts bedürfe es in 
Auslandsunterhaltsverfahren regelmäßig einer 
besonderen Sachkunde. Bei der vorzunehmen-
den Einzelfallprüfung falle ins Gewicht, wenn 
der Unterhaltsberechtigte selbst auf den räum-
lichen Vorteil verzichte, indem er seinen An-
trag bei dem weiter entfernten Konzentrations-
gericht stelle. Der Vorteil der räumlichen Nähe 
verliere insbesondere dann an Gewicht, wenn 
keine Privatperson, sondern, wie im vorliegen-
den Fall, eine Behörde den Unterhaltsanspruch 
geltend mache. 

3. Internationale Zusammenarbeit 

Vom 17. bis 19. Mai 2022 fand nach mehr-
maliger Verschiebung die erste Spezialkom-
mission der Vertragsstaaten zum HUÜ 2007 
in Den Haag statt. Die Spezialkommission 
war umfangreich vorbereitet worden, auch 
durch mehrere Arbeitsgruppen, die sich mit 
den praktischen Fragen der Anwendung des 
Übereinkommens befasst haben (u.a. Formu-
lare, Statistiken). Es hat sich bestätigt, dass 
das HUÜ 2007 in der Praxis im Wesentlichen 
gut funktioniert und keine nennenswerten 
politischen Streitpunkte bestehen. 

Eine deutliche Förderung der internationalen 
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen wird 
perspektivisch durch die sichere elektronische 
Kommunikation zwischen den Zentralen Be-
hörden erwartet. Im Auftrag der Haager Kon-
ferenz für Internationales Privatrecht wurde 
das IT-System „iSupport“ entwickelt, das ein 
modernes Fallbearbeitungsprogramm bietet 
sowie der sicheren Kommunikation zwischen 
den Zentralen Behörden bei der grenzüber-
schreitenden Unterhaltsrealisierung dient.52 

Deutschland unterstützt die Einführung des 
Programms. Die Folgen der weltweiten Pan-
demie haben die Notwendigkeit eines solchen 
Systems noch einmal verdeutlicht.53 

4. Zusammenarbeit in 
„Brexit“-Übergangsfällen 

In grenzüberschreitenden Unterhaltsfällen im 
Verhältnis zum Vereinigten Königreich ist in-
folge des „Brexits“ in der Praxis die Frage 
aufgekommen, nach welchen Vorschriften 
sich die Zusammenarbeit der Zentralen Be-
hörden richtet, wenn es um die Anerkennung 

und Vollstreckung von Unterhaltstiteln nach 
dem Übergangsregime geht.54 Nach Art. 67 
Abs. 2 lit. c des Austrittsabkommens55 blei-
ben die Vorschriften der EG-UntVO zur 
Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen anwendbar, wenn das der Ent-
scheidung zugrunde liegende Verfahren mit 
einem Bezug zum Vereinigten Königreich vor 
Ablauf des Übergangszeitraums, also vor 
dem 1.1.2021, eingeleitet wurde. Demge-
genüber stellt Art. 67 Abs. 3 lit. b des Aus-
trittsabkommens für die Zusammenarbeit zwi-
schen den Zentralen Behörden zeitlich darauf 
ab, dass das Ersuchen bzw. der Antrag vor 
dem Ablauf des Übergangszeitraums bei der 
ersuchten Zentralen Behörde eingeht. Für Er-
suchen und Anträge, die nach dem Ende des 
Übergangszeitraums bei der ersuchten Zen-
tralen Behörde eingehen, gilt die EG-UntVO 
hinsichtlich der behördlichen Zusammenarbeit 
nicht mehr. Dies führt zu Friktionen, wenn 
ein Unterhaltstitel aus einem vor Ablauf der 
Übergangszeit eingeleiteten Verfahren voll-
streckt werden soll, der entsprechende Antrag 
der ersuchten Zentralen Behörde jedoch erst 
nach dem 1.1.2021 zugeht. Nach der Sicht-
weise der Europäischen Kommission, der sich 
auch Deutschland angeschlossen hat, richtet 
sich in diesen Fällen die Zusammenarbeit nach 
dem HUÜ 2007. Der Wortlaut des Art. 67 
Abs. 3 lit. b des Austrittsabkommens stellt da-
rauf ab, dass der Antrag vor Ablauf des Über-
gangszeitraums bei der ersuchten Zentralen 
Behörde eingegangen sein muss. Nach dem 
klaren Wortlaut ist eine Zusammenarbeit auf 
der Grundlage der EG-UntVO in nach dem 
Ende des Übergangszeitraums eingegangenen 
Ersuchen ausgeschlossen. Diese Lücke kann 
das HUÜ von 2007 schließen. Nach Art. 56 
des HUÜ erfolgt die Zusammenarbeit zwi-
schen den Zentralen Behörden ab dem Zeit-
punkt der Anwendbarkeit des Übereinkom-
mens auf dieser Grundlage. 

47 OLG Hamm, 7.1.2021 – 11 UF 139/20, juris. 
48 OLG Stuttgart, 23.2.2021 – 17 UF 254/20, juris. 
49 EuGH, 17.9.2020 – C-540/19, juris. 
50 Vgl. im Einzelnen zu den Folgen der EuGH-Recht-

sprechung Schlauß, JAmt 2020, 611. 
51 EuGH, 18.12.2014 – C-400/13, C-408/13, juris, 

Anmerkung Dimmler, FamRB 2015, 48. 
52 www.hcch.net („iSupport“). 
53 Auf EU-Ebene gibt es daher ähnliche Bestrebungen. 

Die EU-Kommission hat einen Verordnungsentwurf 
zur Digitalisierung der grenzüberschreitenden justi-
ziellen Zusammenarbeit vorgelegt, COM(2021) 759 
final. Der Entwurf umfasst auch die elektronische 
Kommunikation zwischen den Zentralen Behörden in 
Zivilsachen. 

54 Vgl. hierzu auch Jäger-Maillet, JAmt 2021, 615. 
55 Abkommen über den Austritt des Vereinigten Kö-

nigreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäischen Union und der Europäischen Atom-
gemeinschaft, ABl. EU 2019, C 384 I, 1. 
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III. Auslandsadoption 

Das Haager Adoptionsübereinkommen (HAÜ) 
von 199356 feiert in diesem Jahr 20 Jahre Gel-
tung für die Bundesrepublik Deutschland.57 Seit 
dem 1.3.2002 ist Deutschland Vertragsstaat. 
Mit inzwischen über 100 Vertragsstaaten zählt 
das Übereinkommen zu den zahlenmäßig er-
folgreichsten internationalen Übereinkommen 
der Haager Konferenz für Internationales Pri-
vatrecht auf dem Gebiet des Kinderschutzes. 
Ziel des Übereinkommens war es insbesondere, 
sicherzustellen, dass bei der Adoption das Wohl 
des Kindes im Vordergrund steht. Für das Kind 
ist mit der internationalen Adoption ein Wech-
sel in ein fremdes geografisches und kulturelles 
Umfeld verbunden. Damit gehen erhebliche 
Herausforderungen für alle Beteiligten einher. 
Das Übereinkommen sieht vor diesem Hinter-
grund die Zusammenarbeit der Behörden des 
Heimatstaates und des Aufnahmestaates vor, 
um ein geordnetes Verfahren sicherzustellen 
und Kinderhandel entgegenzuwirken. 

In seiner Funktion als Zentrale Behörde nach 
dem HAÜ erfüllt das BfJ als Bundeszentralstelle 
für Auslandsadoption (BZAA)58 auf Bundesebe-
ne koordinierende Aufgaben. Seit April 2019 
ist das BfJ zusätzlich auch für die Koordination 
der Auslandsadoption außerhalb des Überein-
kommens zuständig und damit insgesamt zen-
trale Anlauf- und Koordinierungsstelle für inter-
nationale Adoptionen in Deutschland.59 Das 
BfJ ist insbesondere an den familiengericht-
lichen Verfahren zur Anerkennungs- und Wir-
kungsfeststellung nach § 2 des Adoptionswir-
kungsgesetzes (AdWirkG) beteiligt und gibt 
insoweit rechtsgutachterliche Stellungnahmen 
ab. Die Einzelfallvermittlung eines Kindes aus 
dem Ausland obliegt den Zentralen Adop-
tionsstellen der Landesjugendämter sowie den 
staatlich anerkannten Auslandsvermittlungsstel-
len der freien Träger im Rahmen der ihnen er-
teilten besonderen Zulassung. Mit Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Verbesserung der Hilfen für 
Familien bei Adoption (Adoptionshilfe-Gesetz) 
zum 1.4.2021 wurde der Bereich der interna-
tionalen Adoptionen einer weitreichenden Re-
form unterzogen.60 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 

Die internationale Adoptionsvermittlung in 
Deutschland und weltweit ist in den letzten 
Jahren deutlich zurückgegangen.61 Durch die 
weltweite pandemische Lage kamen nicht 
unerhebliche zusätzliche Hindernisse hinzu. 
Die Vermittlungstätigkeit war spürbar einge-
schränkt. Auch die Kontaktaufnahme vor Ort 
sowie die Ausreise adoptierter Kinder aus 
dem Ausland stellten sich angesichts der von 
vielen Staaten erlassenen Reisebeschränkun-
gen zur Eindämmung von COVID-19 als 
schwierig dar. 

Vor diesem Hintergrund sind die Meldungen 
deutscher Adoptionsvermittlungsstellen über 

internationale Adoptionsabschlüsse zu der im 
BfJ nach der Auslandsadoptions-Meldeverord-
nung62 geführten Meldedatenbank weiter zu-
rückgegangen. 2021 wurden nur noch rund 
80 Adoptionsabschlüsse gemeldet.63 Der ganz 
überwiegende Anteil dieser durch eine Fach-
stelle vermittelten Adoptionen stammt aus 
Vertragsstaaten des HAÜ (rund 80 %). Zu-
rückgegangen ist dabei der Anteil, der auf 
anerkannte Auslandsvermittlungsstellen entfällt 
(rund 80 % in 2021; über 90 % im Vorjahr). 
Dies dürfte auf die schwierigen Gesamt-
umstände einschließlich der pandemiebeding-
ten Situation zurückzuführen sein. Stärkste 
Herkunftsstaaten auf der Grundlage der Ab-
schlussmeldungen waren 2021 Thailand, die 
Russische Föderation, Haiti und Südafrika. Im 
Wesentlichen handelt es sich um Fremdadop-
tionen (rund 85 %) und nur zu geringem An-
teil um Stiefkind- und Verwandtenadoptionen. 

Die Entwicklung der Anzahl der familien-
gerichtlichen Anerkennungsverfahren nach 
§ 2 AdWirkG, an denen das BfJ beteiligt ist, ist 
ähnlich. Hier liegen die Zahlen jedoch ins-
gesamt höher, da die Anerkennung auslän-
discher Adoptionen auch Auslandsadoptionen 
umfasst, die nicht durch eine deutsche Adop-
tionsvermittlungsstelle begleitet wurden. 2021 
ist die Anzahl der Verfahren, an denen das BfJ 
beteiligt wurde, auf 207 gesunken. Bei den 
Anerkennungsverfahren lagen 2021 die Her-
kunftsstaaten Thailand, Südafrika und die USA 
an der Spitze. Die Zahl der unbegleiteten Aus-
landsadoptionen (ohne ausländische Inlands-
adoptionen und Altfälle vor 2002) lag – unge-
achtet einer nicht unerheblichen Dunkelziffer 
– wie in den Vorjahren bei etwa einem Viertel. 

2. Aktuelle Rechtsprechung 

Die Anerkennung von ausländischen Adop-
tionen in Deutschland erfolgt zwischen Ver-
tragsstaaten des HAÜ aufgrund einer Konfor-
mitätsbescheinigung nach Art. 23 HAÜ, die 
bescheinigt, dass die Adoption nach den 
Maßstäben des Übereinkommens zustande 
gekommen ist. Liegt eine solche Bescheini-
gung nicht vor oder handelt es sich um die 
Anerkennung einer Adoption aus einem Nicht-
vertragsstaat, wurde nach bisheriger Rechts-
lage von der überwiegenden Rechtsprechung 
auf die nationalen Anerkennungsregelungen 
(§§ 108, 109 FamFG a.F.) zurückgegriffen. Ei-
nen möglichen Versagungsgrund bildete dabei 
oftmals § 109 Abs. 1 Nr. 4 FamFG, wonach 
die Anerkennung zu versagen ist, soweit sie 
mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen 
Rechts offensichtlich unvereinbar ist oder ge-
gen Grundrechte verstößt (ordre public). In 
diesem Zusammenhang sind folgende Ent-
scheidungen hervorzuheben, die alle noch auf 
der Grundlage der vor dem 1.4.2021 gelten-
den Rechtslage ergangen sind. 

Das OLG Celle64 hatte sich mit einer Ver-
wandtenadoption aus Nigeria zu befassen. 
Der Angenommene war bereits in jungem Al-
ter in die Obhut der Antragstellerin gegeben 
worden, die die jüngere Schwester des leibli-
chen Vaters des Kindes ist. Die Antragstellerin 
lebte bis zu ihrer Ausreise nach Deutschland 
mit dem Anzunehmenden zusammen in Nige-
ria und kümmerte sich dort um diesen. 2017 
adoptierte die inzwischen in Deutschland le-
bende Annehmende das Kind. Eine deutsche 
Fachstelle war in das Adoptionsverfahren nicht 
involviert. Ein Sozialbericht wurde vom nige-
rianischen Ministerium für Frauenangelegen-
heiten, Gemeinschaft und soziale Entwicklung 
erstellt. Nachdem das AG den Antrag auf An-
erkennung der Adoptionsentscheidung noch 
zurückgewiesen hatte, stellte das OLG Celle 
fest, dass die Adoptionsentscheidung anzuer-
kennen sei. Zwar sei keine Elterneignungsprü-
fung durch eine deutsche Fachstelle erfolgt. 
Der in Nigeria vorgenommene Sozialbericht 
lasse jedoch die Prüfung wesentlicher Umstän-
de erkennen. Dem nigerianischen Gericht sei 
der mit der Auslandsadoption verbundene 
Wechsel nach Deutschland bewusst gewesen. 
Insbesondere könne wegen der früheren Be-
treuungssituation auch von einer Eltern-
Kind-Beziehung des Angenommenen zu der 
Antragstellerin ausgegangen werden. Unter 
diesen Umständen stelle die Anerkennung der 
Adoptionsentscheidung keinen Verstoß gegen 
den deutschen ordre public dar. 

Das AG Karlsruhe65 hat demgegenüber den 
Antrag auf Anerkennung einer Verwandten-
adoption aus Kamerun zurückgewiesen. Die 
Antragstellerin ist die leibliche Großmutter 
des Adoptierten und lebte seit längerer Zeit in 
Deutschland. Aus der Adoptionsentscheidung 
ergab sich, dass dem kamerunischen Gericht 
lediglich eine eidesstaatliche Erklärung der 
Antragstellerin vorlag. Die Antragstellerin, der 
Angenommene und die leiblichen Eltern wa-
ren in der Gerichtsverhandlung persönlich 
nicht anwesend gewesen und nicht gehört 

56 Haager Übereinkommen vom 29.5.1993 über den 
Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der internationalen Adoption, BGBl. 
2002 II, 1035. 

57 Siehe Pressemitteilung des BfJ unter www.bundes-
justizamt.de. 

58 www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption. 
59 Vgl. Schlauß, StAZ 2019, 10. 
60 BGBl. 2021 I, S. 226 ff. 
61 Siehe zu den Gründen Schlauß, FamRZ 2021, 249, 

250; Adoptionen in Deutschland, Deutsches Ju-
gendinstitut e.V., 2017, S. 14 ff. 

62 Auslandsadoptions-Meldeverordnung vom 
11.11.2002, BGBl. I, 4394. 

63 Siehe im Einzelnen: BfJ, Referat II 2 (Bundeszentral-
stelle für Auslandsadoption), Tätigkeitsbericht 2021, 
www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption („Tätig-
keitsberichte“). 

64 OLG Celle, 8.9.2021 – 17 UF 161/20, juris. 
65 AG Karlsruhe, 1.5.2021 – 6 F 201/20, juris. 
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worden. Eine Sozialbehörde wurde weder in 
Kamerun noch in Deutschland hinzugezogen. 
Das AG stellte fest, dass die Kindeswohlprü-
fung nicht dem anerkennungsrechtlichen 
ordre public entspreche. Es sei bereits nicht 
ersichtlich, dass das Adoptionsbedürfnis des 
Kindes ausreichend geprüft worden sei. Auch 
habe die Elterneignungsprüfung nur völlig 
unzureichend stattgefunden. Die Elterneig-
nungsprüfung könne grundsätzlich nur am 
Lebensmittelpunkt des Annehmenden vorge-
nommen werden, da nur so dessen Lebens-
umstände annähernd vollständig erfasst wer-
den können und das Kind dort seinen neuen 
Lebensmittelpunkt einnehmen soll. Soweit im 
Einzelfall hiervon abgewichen werde, müsste 
zumindest anderweitig ein umfassender Ein-
druck der Elterneignung gewonnen werden. 
Dies sei hier nicht geschehen. Angaben zu ei-
nem Eltern-Kind-Verhältnis seien der Adop-
tionsentscheidung nicht zu entnehmen. 

Das AG Brandenburg66 hat eine ausländische 
Adoptionsentscheidung trotz des an sich zu 
bejahenden Ordre-public-Verstoßes aus Kin-
deswohlgesichtspunkten anerkannt. In dem 
zugrunde liegenden Fall hatte die Antrag-
stellerin, ukrainische Staatsangehörige, zum 
Zwecke der Adoption bewusst vorgetäuscht, 
sie habe ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
der Ukraine und adoptiere alleine. Tatsächlich 
lag der gewöhnliche Aufenthalt zusammen 
mit ihrem deutschen Ehemann in Deutsch-
land. Eine Begleitung durch eine deutsche 
Fachstelle hatte nicht stattgefunden. Das AG 
Brandenburg führt aus, dass das Adoptions-
verfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
worden sei. Die Antragstellerin habe den 
ukrainischen Fachbehörden und dem ukrai-
nischen Gericht vorsätzlich einen unwahren 
bzw. unvollständigen Sachverhalt vorgespie-
gelt, um die Adoption als inländische ukrai-
nische Adoption zu erreichen. Infolge der 
falschen Angaben der Antragstellerin habe 
weder eine umfassende Eignungsprüfung der 
familiären und sozialen Verhältnisse der An-
tragstellerin an ihrem tatsächlichen Wohnsitz 
in Deutschland stattgefunden noch sei das 
Bedürfnis einer Auslandsadoption geprüft 
worden. Das Fehlverhalten der Antragstellerin 
begründe für sich genommen einen erhebli-
chen Ordre-public-Verstoß. Jedoch müsse 
auch geprüft werden, wie sich die familiäre 
Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung mit 
Blick auf das Kindeswohl darstelle. Dies finde 
in § 4 Abs. 1 Satz 2 AdWirkG n.F. seinen Nie-
derschlag. Die nach den Feststellungen des 
Gerichts entstandene Bindung des Kindes zu 
der Antragstellerin und ihrem Ehemann be-
gründe im konkreten Fall die Entscheidung für 
eine Anerkennung der Adoption. Eine vertief-
te Begründung insoweit lässt die Entschei-
dung jedoch vermissen. § 6 Abs. 6 AdWirkG 
n.F. fand noch keine Anwendung, sodass der 
Beschluss nicht durch das BfJ anfechtbar war. 

3. Erste Erfahrungen mit 
den Änderungen infolge 
des Adoptionshilfe-Gesetzes 

Am 1.4.2021 ist das Gesetz zur Verbesserung 
der Hilfen für Familien bei Adoption (Adop-
tionshilfe-Gesetz) in Kraft getreten.67 Die An-
erkennung von im Ausland erfolgten Adop-
tionsentscheidungen wird damit neuen und 
verschärften Regelungen unterworfen.68 Ein 
erster Erfahrungsaustausch der involvierten 
Kreise fand auf Einladung des BfJ im Februar 
2022 im Rahmen einer Online-Konferenz statt. 

Die neuen Regelungen finden auf die Aner-
kennung solcher ausländischen Adoptionsent-
scheidungen Anwendung, die in Verfahren er-
gangen sind, die seit dem 1.4.2021 eingeleitet 
wurden. Ein Adoptionsverfahren ist in dem 
Moment eingeleitet, in dem die zuständige 
Behörde erstmals mit dem Vorgang befasst 
wird.69 Auf begleitete Adoptionen, bei denen 
die Erteilung des Vermittlungsauftrages bzw. 
der Abschluss des Vermittlungsvertrages mit 
der Auslandsvermittlungsstelle vor dem 1.4.21 
erfolgten, kommen damit die bis dahin gelten-
den Regelungen zur Anwendung. Bei unbe-
gleiteten Adoptionen ist davon auszugehen, 
dass der für die Anwendung des neuen Rechts 
relevante Zeitpunkt in diesem Kontext die An-
tragstellung auf Ausspruch der Adoption im 
Heimatstaat des Kindes ist oder ggf. ein frühe-
rer Zeitpunkt, sofern im Heimatstaat des Kin-
des eine staatliche Stelle bzw. eine im Hei-
matstaat zugelassene Organisation mit der 
Vorbereitung bzw. Einleitung des Adoptions-
verfahrens befasst wurde. 

Eine wesentliche Zielsetzung des Adoptionshil-
fe-Gesetzes ist die Eindämmung von interna-
tionalen Adoptionen, die nicht durch eine 
Adoptionsvermittlungsstelle begleitet wurden. 
Nach § 2b AdVermiG n.F. werden unbegleite-
te internationale Adoptionsverfahren unter-
sagt. Ohne Vermittlung durchgeführte interna-
tionale Adoptionen werden nach § 4 Abs. 1 
AdWirkG n.F. im Inland grundsätzlich nicht 
anerkannt, es sei denn, es ist zu erwarten, dass 
zwischen dem Annehmenden und dem Kind 
ein Eltern-Kind-Verhältnis entsteht und die An-
nahme für das Wohl des Kindes erforderlich 
ist. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der gericht-
lichen Entscheidung (§ 4 Abs. 2 AdWirkG).70 

Zu der Frage, ob zwischen dem Annehmenden 
und dem Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis ent-
steht und die Annahme für das Wohl des Kin-
des erforderlich ist, sind das Jugendamt und 
die zentrale Adoptionsstelle des Landesjugend-
amts zu beteiligen (§ 6 Abs. 3 Satz 4 Ad-
WirkG). Im Rahmen der Kindeswohlprüfung 
spielen Aspekte wie das (Auslands-)Adoptions-
bedürfnis, die Elterneignung der Annehmenden 
sowie die Eltern-Kind-Beziehung eine wichtige 
Rolle. Nicht ausreichend ist, dass die Annahme 
dem Wohl des Kindes dient. Vielmehr ist Vo-
raussetzung, dass die Annahme zum Wohl des 

Kindes erforderlich ist. Die Erforderlichkeit rich-
tet sich nach dem aus der Norm des § 1741 
Abs. 1 Satz 2 BGB bekannten Maßstab. Die 
Annahme muss sich danach nicht nur als vor-
zugswürdige Alternative darstellen, sondern für 
das Kind gegenüber denkbaren Alternativen 
die deutlich bessere Lösung sein.71 

Bei der Vorschrift des § 4 Abs. 1 AdWirkG zeigt 
sich das Spannungsfeld, in dem sich der Gesetz-
geber bewegte. Einerseits gilt es, Umgehungen 
der internationalen Schutzstandards entgegen-
zuwirken. Andererseits ist bei der Anerkennung 
ausländischer Adoptionsentscheidungen auch 
sicherzustellen, dass den konkreten Umständen 
des Einzelfalls Rechnung getragen werden 
kann. Als Ausnahmevorschrift ist § 4 Abs. 1 
Satz 2 AdWirkG eng auszulegen. Bei der Ent-
scheidung sind nach  dem  Willen  des Gesetz-
gebers die Gründe, die ein Zurückdrängen der 
unbegleiteten Auslandsadoption gebieten, in die 
Gesamtabwägung einzubeziehen.72 Hierzu wird 
eine vertiefte Begründung des Gerichts erfor-
derlich sein. 

In jedem Fall bleiben Anerkennungshindernis-
se nach § 109 Abs. 1 FamFG zu prüfen, ins-
besondere ein möglicher Verstoß gegen den 
deutschen Ordre-public-Vorbehalt nach § 109 
Abs. 1 Nr. 4 FamFG.73 Hierzu nimmt das BfJ 
im Rahmen seiner gutachterlichen Feststellun-
gen Stellung. 

Weiter ist im Anerkennungsverfahren zu be-
rücksichtigen, dass bei internationalen Adop-
tionsverfahren nach § 1 Abs. 2 AdWirkG die 
ausländische Adoptionsentscheidung erst 
nach deren Anerkennung durch das deutsche 
Familiengericht Wirkungen entfaltet. Bis zur 
positiven Feststellungsentscheidung hat das 
Kind in Deutschland daher ohne Weiteres 
keine gesetzliche Vertretung, insbesondere 
auch nicht im gerichtlichen Anerkennungs-
verfahren. Bei unbegleiteten Adoptionen 
greift § 2d AdVermiG mit der Ausstellung ei-
ner vorläufigen Bescheinigung nicht. 

Gegen im ersten Rechtszug ergangene Ent-
scheidungen, mit denen eine ausländische 
Adoption anerkannt wird, hat das BfJ nach § 6 
Abs. 6 AdWirkG n.F. ein eigenes Beschwerde-
recht erhalten. Das stärkt die „Wächterrolle“ 
des BfJ. Von dieser Möglichkeit soll im Einzel-
fall sorgsam Gebrauch gemacht werden. 

66 AG Brandenburg, 24.10.2021 – 47 F 15/19, unver-
öffentlicht. 

67 BGBl. 2021 I, 226 ff. 
68 Vgl. hierzu im Einzelnen Schlauß, FamRZ 2021, 

249 ff. 
69 BT-Drs. 19/16718, 63. 
70 Schlauß, FamRZ 2021, 249, 254 f. 
71 Staudinger/Helms (2019), BGB, § 1741, Rn. 43. 
72 BT-Drs. 19/16718, 60. 
73 BT-Drs. 19/16718, 59, 61. 
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